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Dr. Carsten Brodesser I MdB                                                                             Berlin Aktuell 37. KW I 2020 

 
Liebe Leserinnen und Leser, 

 
im Namen der Unionsfraktion möchte ich noch einmal allen Polizistinnen und Polizisten danken, die in der 

vergangenen Woche den Reichstag beschützt haben. Ihr großer persönlicher Einsatz war vorbildlich und 

verdient unser aller Respekt. Demonstrations- und Meinungsfreiheit sind ein hohes Gut, gerade in Pandemie-

Zeiten. Gleiches gilt allerdings auch für den Schutz des Parlaments und unsere Unabhängigkeit als 

Volksvertreter. Solche Angriffe auf unseren Rechtsstaat werden wir nicht dulden – egal ob von rechts oder 

von links.  
 

Am kommenden Sonntag findet die Kommunalwahl 2020 in Nordrhein-Westfalen statt. Auch bei uns im 

Oberbergischen Kreis werden neue Stadträte und Gemeinderäte und teilweise auch neue Bürgermeister 

gewählt. Ich wünsche allen Kandidatinnen und Kandidaten und explizit auch unserem Landrat Jochen Hagt 

viel Erfolg bei der anstehenden Wahl. 

 
 

I. Die politische Lage in Deutschland 

 

Unser politischer Gestaltungsanspruch lautet „Jetzt. Zukunft.“ 
 

In Krisenzeiten vertrauen die Bürgerinnen und Bürger der Union. Laut Prof. Renate Köcher vom 

Institut für Demoskopie Allensbach erstreckt sich dieses Vertrauen auch auf die Zukunftskompe-
tenz. Der Union wird – vor allen anderen Parteien – am ehesten zugetraut, die richtigen Ideen für 

Deutschlands Zukunft zu entwickeln. Mit unserer Fraktionsklausur am 2. September unter dem 
Motto „Jetzt. Zukunft.“ haben wir unseren politischen Gestaltungsanspruch für die kommenden 

Monate bis zur Bundestagwahl und darüber hinaus eindrucksvoll untermauert.  
 

Deutschlands Zukunftsfähigkeit braucht schnellere Investitionen  
 

Klare Prioritäten und schnelle Investitionsentscheidungen sind die Grundlage für sichere Arbeits-

plätze und einen leistungsfähigen Staat. Wir beraten deshalb in dieser Woche das Investitionsbe-
schleunigungsgesetz (Beschluss im Koalitionsausschuss am 8.März). Unser Ziel sind einfachere und 

schnellere Verfahren bei der Umsetzung von Infrastrukturprojekten (u.a. Raumordnung, Planfest-
stellung und Verwaltungsgerichtsbarkeit). Auf diese Weise sichern wir unsere internationale Wett-

bewerbsfähigkeit und stärken langfristig den Investitionsstandort Deutschland.  

 
 

II. Die Woche im Parlament  

 

Investitionsbeschleunigungsgesetz. Der in erster Lesung zur Beratung anstehende Gesetzent-

wurf knüpft thematisch an drei Gesetze zur Planungsbeschleunigung an, die bereits in dieser Legis-
laturperiode verabschiedet wurden. Mit diesen Gesetzen wurden wichtige Voraussetzungen ge-

schaffen, um Investitionen schneller und effektiver realisieren zu können. Um weitere Beschleuni-
gungspotenziale zu heben sind u.a. Vereinfachungen im Raumordnungsrecht und bei der Genehmi-
gung der Elektrifizierung von Schienenstrecken sowie Maßnahmen zur Beschleunigung der Ge-
richtsverfahren vorgesehen. Mit dem Gesetzentwurf werden die Beschlüsse des Koalitionsaus-

schusses vom 8. März 2020 umgesetzt.  
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Gesetz zur Änderung des COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetzes. Mit der in erster Lesung zur 
Beratung anstehenden Regelung soll die pandemiebedingte Aussetzung der strafbewehrten Insol-

venzantragspflicht beim Insolvenzgrund der Überschuldung bis zum 31.12.2020 verlängert wer-

den. Für Fälle, in denen die Unternehmen bereits in Zahlungsunfähigkeit geraten sind, soll die An-
tragspflicht hingegen am 1. Oktober 2020 wiederaufleben. Diese differenzierte Verlängerung der 

Aussetzung der Insolvenzantragspflicht war Gegenstand der Beschlüsse des Koalitionsausschusses 
vom 25. August 2020.  

 
Fünfundzwanzigstes Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes. Mit dem in erster Lesung 

anstehenden Gesetzentwurf soll künftig in Fällen einer Naturkatastrophe oder eines ähnlichen Er-
eignisses höherer Gewalt die Benennung von Wahlbewerbern für die Bundestagswahl ohne die 

Durchführung von Versammlungen ermöglicht werden. Das Bundesministerium des Innern, für 
Bau und Heimat soll in diesen Fällen durch Rechtsverordnung Abweichungen von den Bestimmun-

gen über die Aufstellung der Wahlbewerber in Versammlungen zulassen dürfen. Voraussetzung ist 
die vorherige Feststellung des Wahlprüfungsausschusses, dass die Durchführung von Versammlun-

gen zur Aufstellung von Wahlbewerbern gänzlich oder teilweise unmöglich ist. 
 

Siebtes Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes. Mit dem in erster Lesung zur Be-
ratung anstehenden Gesetz werden unter anderem die Maßnahmen des Klimaschutzprogramms 

2030 umgesetzt. Sie sind Bestandteil der vom Koalitionsausschuss am 3. Juni 2020 beschlossenen 
Maßnahmen. Zur Förderung des Umstiegs auf elektrische Antriebe sieht der Gesetzentwurf eine 

Verlängerung der zehnjährigen Kraftfahrzeugsteuerbefreiung für bis Ende 2025 erstzugelassene 
reine Elektrofahrzeuge vor. Die Steuerbefreiung gilt jedoch längstens bis 31. Dezember 2030. Bis-

her ist die zehnjährige Steuerbefreiung auf reine Elektrofahrzeuge beschränkt, die bis zum 31. De-

zember 2020 erstmalig zugelassen oder komplett auf Elektroantrieb umgerüstet werden. 
 

Gesetz zur Verbesserung des Vollzugs im Arbeitsschutz (Arbeitsschutzkontrollgesetz). Mit 
dem Gesetz, das wir in erster Lesung beraten, soll die Leistungsfähigkeit der staatlichen Aufsicht 

vor allem in der Fleischwirtschaft gestärkt werden. Um gute Arbeitsbedingungen, Gesundheits-
schutz und eine menschengerechte Gestaltung der Arbeit in der Fleischwirtschaft zu gewährleis-

ten, wird die Kontrolldichte substanziell gesetzlich erhöht. Vorgesehen ist zudem ein Verbot des 
Einsatzes von Fremdpersonal im Bereich des Kerngeschäfts Schlachten, Zerlegen und Verarbeiten 

von Fleisch. Von diesem Verbot sind Unternehmen der Fleischwirtschaft, die in der Regel nicht 
mehr als 49 Personen beschäftigen, ausgenommen. Das Gesetz verpflichtet zudem zur Einführung 

einer elektronischen Arbeitszeitkontrolle. Außerdem werden zu Gemeinschaftsunterkünften mit 
direktem Bezug zum Arbeitsplatz branchenübergreifend Mindestanforderungen festgeschrieben.  

 
Zweites Gesetz zur steuerlichen Entlastung von Familien sowie zur Anpassung weiterer steuer-

licher Regelungen. Mit dem in erster Lesung zur Beratung anstehenden Gesetzentwurf wird der 
zweite im Koalitionsvertrag verankerte Erhöhung des Kindergeldes und des Kinderfreibetrags um-

gesetzt. Zur steuerlichen Entlastung und Förderung der Familien steigt zum 1.Januar 2021 das Kin-
dergeld um 15 Euro und beträgt damit für das erste und zweite Kind jeweils 219 Euro, für das dritte 

Kind 225 Euro und für das vierte und jedes weitere Kind jeweils 250 Euro. Gleichzeitig werden die 
steuerlichen Kinderfreibeträge erhöht. Zur Freistellung des steuerlichen Existenzminimums sowie 

zum Ausgleich der kalten Progression werden der Grundfreibetrag angehoben und Eckwerte ver-
schoben. Ebenfalls wird der Höchstbetrag für den Abzug von Unterhaltsleistungen nach § 33a Ab-

satz 1 EStG angehoben.  
 

Gesetz zur Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge und Anpassung weiterer steuerlicher Re-

gelungen (Behinderten-Pauschbetragsgesetz). Mit dem in erster Lesung zur Beratung anstehen-

den Gesetzentwurf werden die Behinderten-Pauschbeträge angepasst. Außerdem sollen verschie-
dene Steuervereinfachungen die Steuerpflichtigen mit einer Behinderung von Nachweispflichten 

und die Verwaltung von Prüfungstätigkeiten entlasten. Zudem wird der Pflege-Pauschbetrag von 
derzeit 924 Euro auf 1.800 Euro bei gleichzeitiger Umstellung der Systematik angehoben. Für die 

Pflegegrade 2 und 3 wird zukünftig ebenfalls ein Pflege-Pauschbetrag gewährt.  
 



3 
 

 

 

Gesetz für ein Zukunftsprogramm Krankenhäuser (Krankenhauszukunftsgesetz). Mit dem Ge-
setz soll der Digitalisierungsgrad der Krankenhäuser erhöht und deren technische Ausstattung mo-

dernisiert werden. Gleichzeitig werden Kliniken zukünftig noch besser darauf vorbereitet, Pande-

mien wie die Corona-Pandemie zu bewältigen. Über einen Krankenhauszukunftsfonds werden da-
für notwendige Investitionen gefördert. Zudem sind Maßnahmen vorgesehen, um aufgrund des 

Coronavirus entstanden Erlösrückgänge anteilig auszugleichen. Die Geltung eines Großteils der 
bisher zur Unterstützung von Pflegeeinrichtungen getroffenen Regelungen wird bis zum 31. De-

zember 2020 verlängert, gleiches gilt für die pandemiebedingte zeitliche Erweiterung des An-
spruchs auf Pflegeunterstützungsgeld von 10 auf 20 Arbeitstage. Der Leistungszeitraum des Kin-

derkrankengeldes wird im Jahr 2020 um jeweils weitere fünf Tage bzw. weitere zehn Tage für Al-
leinerziehende einmalig ausgeweitet. 

 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen. In 

zweiter und dritter Lesung erhöhen wir bei zu Unrecht erfolgter Freiheitsentziehung den staatli-
chen Entschädigungsbetrag für immaterielle Schäden von 25 Euro auf 75 Euro pro Hafttag. Die 

Entschädigungspauschale ist zuletzt im Jahre 2009 erhöht worden. Mit der Anhebung wollen wir 
dem Genugtuungs- und Anerkennungsgedanken angemessen Rechnung tragen. Die Entschädi-

gungsleistungen sind von den Ländern zu tragen.  
 

Gesetz zur Stärkung der Sicherheit im Pass-, Ausweis- und ausländerrechtlichen Dokumenten-

wesen. In erster Lesung beraten wir einen Gesetzentwurf, mit dem Manipulationen in Form des 

sogenannten „Morphings“ (verschmelzen von Fotos) bei der Passbeantragung entgegengewirkt 
wird. Zukünftig soll das Passbild ausschließlich entweder digital in der Behörde erstellt oder von 

privaten Dienstleistern digital angefertigt und an die Behörde übermittelt werden. In Übereinstim-
mung mit europarechtlichen Vorgaben wird zudem die Geltungsdauer von Kinderreisepässen auf 

ein Jahr verkürzt und die Speicherung von zwei Fingerabdrücken im Speichermedium des Personal-
ausweises verpflichtend. 

 
Gesetz zur Stärkung der Vor-Ort-Apotheken. Mit dem in erster Lesung zur Beratung anstehen-

den Entwurf werden die Apotheken vor Ort gestärkt, damit die Versorgung mit Medikamenten 

weiterhin zuverlässig gesichert ist. Der Gesetzentwurf schreibt eine Gleichpreisigkeit für inländi-
sche Apotheken und den ausländischen Versandhandel fest, indem der einheitliche Apothekenab-

gabepreis bei der Versorgung von gesetzlich Krankenversicherten im Rahmen des Sachleistungs-
prinzips gesetzlich verankert wird. Damit wird ausgeschlossen, dass ausländische Versandapothe-

ken bei der Abgabe verschreibungspflichtiger Medikamente Rabatte oder Boni gewähren können. 
Zudem werden mit dem Gesetzentwurf zusätzliche pharmazeutische Dienstleistungen eingeführt, 

auf die GKV-Versicherte einen Anspruch haben. Für diese werden die Apotheker vergütet. 
 

Entwurfs eines Gesetzes zur Digitalisierung von Verwaltungsverfahren bei der Gewährung von 

Familienleistungen. Mit dem in erster Lesung zur Beratung anstehenden Gesetzentwurf schaffen 

wir die rechtlichen Rahmenbedingungen, um den Zugang zu drei zentralen Familienleistungen (El-
terngeld, Kindergeld und Namensbestimmung) stark zu vereinfachen. Eltern werden von Bürokra-

tie zu entlastet, indem bei zentralen Familienleistungen mit Zustimmung des Antragsstellers be-
hördenübergreifende Datenaustausche ermöglicht werden. Der Gesetzentwurf enthält ferner An-

passungen von querschnittlicher Relevanz für die Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes. 
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